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TE OGH 1977/2/15 5Ob892/76
 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 15.02.1977

Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat als Revisionsgericht durch den Senatspräsidenten des Obersten Gerichtshofes Dr. Sobalik

als Vorsitzenden und durch die Hofräte des Obersten Gerichtshofes Dr. Schragel, Dr. Marold, Dr. Samsegger und

Dr. Griehsler als Richter in der Rechtssache der klagenden Partei Firma K* Ö*, Gesellschaft m.b.H. & Co KG., *,

vertreten durch Dr. Herbert Weber, Rechtsanwalt in Wien, wider die beklagte Partei Ing. J*, vertreten durch

Dr. Hermann Spinner, Rechtsanwalt in Lienz, wegen S 61.185,86 samt Anhang (Revisionsinteresse S 45.707,– s.A.)

infolge Revision der klagenden Partei gegen das Urteil des Oberlandesgerichtes Innsbruck als Berufungsgerichtes vom

16. September 1976, GZ 2 R 222/76-19, womit infolge Berufung der beklagten Partei das Urteil des Landesgerichtes

Innsbruck vom 6. Mai 1976, GZ 24 Cg 451/75-13 abgeändert wurde, in nichtöffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

Spruch

Der Revision wird nicht Folge gegeben.

Die klagende Partei ist schuldig, der beklagten Partei die mit S 1.989,60 bestimmten Kosten des Revisionsverfahrens

(darin S 129,60 Umsatzsteuer und S 240,– Barauslagen) binnen 14 Tagen bei Exekution zu ersetzen.

Text

Entscheidungsgründe:

Der Beklagte schuldete der klagenden Partei für Lieferungen und Leistungen an Baugeräten in den Jahren 1972 und

1973 den unbestrittenen Rechnungsbetrag von S 57.957,–. Er bezahlte deshalb in der Absicht, diese Rechnungssumme

zu begleichen und abzüglich einer geplanten Aufrechnung von S 12.250,— am 4. Mai 1973 S 45.707,– auf das

Konto Nr. * der Creditanstalt-Bankverein Wien, *, an die mit der klagenden Partei nicht identische „Firma K* Ö*,

Baumaschinen, *“ als Empfänger.

Die klagende Partei begehrte mit der am 30. Mai 1975 eingebrachten Klage den Betrag von S 57.957,– sowie weitere

oLene Rechnungsbeträge, zuletzt insgesamt S 61.185,86 samt Stufenzinsen (AS 18). Der Zahlung von S 45.707,– sei

keine schuldbefreiende Wirkung zugekommen, weil sie an die Firma Ö*, Baumaschinen und Fördergeräte

Gesellschaft m.b.H. erfolgt sei, die eine eigene Rechtspersönlichkeit besitze und an der die Klägerin auch nicht beteiligt

sei. Diese Firma sei die Rechtsnachfolgerin der früheren EinzelMrma K* Ö*, der die beklagte Partei seit April bis

Juni 1970 insgesamt S 49.394,– geschuldet habe, auf welche Forderung die Zahlung von S 45.707,– angerechnet

worden sei. Auch die vom Beklagten behauptete Gegenforderung in Höhe von S 12.250,– betreLe diese EinzelMrma

bzw. deren Rechtsnachfolgerin. Durch die in einigen Fällen erfolgte Weiterleitung von Zahlungen der beklagten Partei

an die Firma Ö*, Baumaschinen und Fördergeräte Gesellschaft m.b.H., an die klagende Partei sei eine diesbezügliche

Verpflichtung nicht anerkannt worden.

Der Beklagte anerkannte das Klagebegehren hinsichtlich eines Teilbetrages von S 3.228,86. Er beantragte aber im

übrigen Klagsabweisung, weil sämtliche Rechnungen an die rechnungsstellende Firma bezahlt worden seien und die
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Legitimationsfrage sich schlüssig aus den Rechnungen und Überweisungsscheinen ergebe. Die beklagte Partei stehe

schon seit mehreren Jahren mit der Firma Ö* in Geschäftsverbindung und sei von dieser nie darüber informiert

worden, daß eine Umorganisation bzw. eine Firmenänderung stattgefunden habe. Für den Beklagten habe es immer

nur eine Firma Ö* als Vertragspartner gegeben, die immer die gleichen Vertreter entsandte und deren Anschrift,

Telefonnummer, Fernschreibnummer udgl. sich nie geändert habe. Daß durch die Zahlung vom 4. Mai 1973 die

klagsgegenständlichen Forderungen abgegolten werden sollten, habe sich schon aus dem überwiesenen Betrag

ergeben. UnzutreLend sei, daß der Beklagte aus dem Jahre 1970 noch einen Betrag von S 49.395,– geschuldet habe.

Diese Forderung beziehe sich auf einen Schadenfall vom April 1970, bei dem Monteure der Firma Ö* beim Abbau

eines dem Beklagten gehörigen Mischturms Schäden am Eigentum der Beklagten aber auch am Eigentum der Firma

Ö* verursacht hätten. Der Beklagte habe den Ersatz seines Schadens gefordert und den Ersatz des Schadens der Firma

Ö* abgelehnt. Es sei in der Folge aber zwischen den Streitteilen vereinbart worden, daß der Beklagte die Hälfte seines

Schadens von S 24.500,– ersetzt erhalte. Deshalb habe er auch bei der Zahlung des oLenen Rechnungsbetrages am

4. Mai 1973 diesen Betrag abgezogen.

Das Erstgericht sprach der klagenden Partei den Betrag von S 61.185,86 samt Stufenzinsen zu. Dieses Urteil blieb

hinsichtlich des Zuspruches des anerkannten Betrages von S 3.228,86 s.A. unbekämpft.

Das Berufungsgericht gab der Berufung der beklagten Partei insoweit nicht Folge, als es den Zuspruch von weiteren

S 12.250,– bestätigte, so daß der Beklagte S 15.478,86 samt Stufenzinsen zu bezahlen hat, was nicht mehr Gegenstand

des Revisionsverfahren ist. Hinsichtlich des Mehrbegehrens von S 45.707,– s.A. gab das Berufungsgericht der Berufung

der beklagten Partei aber Folge und wies das Klagebegehren in diesem Umfang ab.

Das Berufungsgericht übernahm den größten Teil der erstgerichtlichen Feststellungen. Es gelangte aber auf der

Grundlage einer Beweiswiederholung zu Ergänzungen und einer Abänderung der Feststellungen im Belange des

Firmenwortlautes der beteiligten Firmen.

Demnach besteht nun folgende für das Revisionsverfahren maßgebliche Feststellungsgrundlage:

Die klagende Partei, nämlich die Firma „K* Ö*, Gesellschaft m.b.H. Co. KG“ besteht aus dem persönlich haftenden

Gesellschafter Firma „K* Ö* Gesellschaft m.b.H.“ und dem einzigen Kommanditisten K* Ö*. Dieser ist auch der

Geschäftsführer der Firma „K* Ö*, Gesellschaft m.b.H.“. Weiters besteht noch die Firma „Ö* Baumaschinen und

Fördergeräte Gesellschaft m.b.H.“, deren Geschäftsführer gleichfalls K* Ö* ist. Die Firma Ö* Baumaschinen und

Fördergeräte Gesellschaft m.b.H. und die klagende Partei haben die gleiche Anschrift, Tel-Nr. und Fernschreibnummer.

I* R* ist die Leiterin des Rechnungswesens und die Bilanzbuchhalterin für beide Firmen. Auch andere Angestellte

arbeiten für beide Firmen.

Die beklagte Partei leistete am 4. Mai 1973 die Zahlung von S 45.707,– an die Firma „K* Ö* Baumaschinen *“ auf das

Konto Nr. * der Creditanstalt-Bankverein Wien. Sie wollte damit den Betrag von S 57.957,– abzüglich einer

Gegenforderung von S 12.250,– begleichen, was auf dem Überweisungsbeleg vermerkt wurde. Dieses Konto gehört

nicht der klagenden Partei (Kontonummer * der CA-BV Wien), sondern der Firma „K* Ö*, Baumaschinen und

Fördergeräte Gesellschaft m.b.H.“. Diese Firma entstand durch Umwandlung der früheren EinzelMrma „K* Ö*

Baumaschinen“ in eine Gesellschaft m.b.H. Der Beklagte stand in der Vergangenheit in Geschäftsverbindung mit

diesem Unternehmen. Es Mel ihm nie auf, daß mit dem Namen K* Ö* als Bestandteil im Dezember 1971 die klagende

Partei gegründet wurde und geschäftliche Beziehungen mit ihm aufnahm. Die klagende Partei und die Firma K* Ö*

Baumaschinen und Fördergeräte Gesellschaft m.b.H. sind rechtlich miteinander nicht verbunden. Sie haben bei

gleicher Adresse Telefonnummer und Fernschreibanschrift getrennte Buchhaltung und getrennte Bankkonten. Mit der

Gründung der klagenden Partei erfolgte 1971 oder 1972 eine Verständigung der Kunden durch ein Rundschreiben. Ob

dieses auch dem Beklagten zukam, steht nicht fest. Dieses Rundschreiben war mit den Stampiglien der beiden Firmen

gefertigt, trug aber nur die eine Unterschrift „K* Ö*“. Die Briefpapiere der beiden Firmen weisen unterschiedliche

Färbung auf. In der Übergangszeit erhielt jeder Kunde zu jeder Rechnung ein Beiblatt, auf dem die Änderung

ersichtlich war. Die klagsgegenständlichen Rechnungen wurden mit Briefpapier der klagenden Partei fakturiert. Dem

Beklagten Mel bei den Rechnungen und Korrespondenzen vor dem 4. Mai 1973 nur der „Ö*“-Kopf auf, nicht jedoch der

Zusatz „Gesellschaft m.b.H. & Co. KG.“ der klagenden Partei. Ebenso auch nicht, daß auf den Rechnungen der

klagenden Partei mehrfach durch Stempelaufdruck auf die Banknoten mit dem Bemerken verwiesen wurde, daß diese

Konten bei Überweisung unbedingt zu berücksichtigen seien.



Zwischen der Firma K* Ö* und dem Beklagten kam es zu keiner Einigung über die Abgeltung von Ansprüchen aus dem

Schadensfall des Jahres 1970. Auch in bezug auf diese Schadenersatzforderung unterschied der Beklagte nicht

zwischen der seinerzeit schadensbeteiligten Firma K* Ö* bzw. ihrer Rechtsnachfolgerin einerseits und der klagenden

Partei andererseits. Er wollte bei Überweisung der S 45.707,– jedenfalls nicht die mittlerweile schon verjährte

Forderung der Einzelfirma K* Ö* befriedigen.

Die klagende Partei und die Firma Ö* Baumaschinen und Fördergeräte Gesellschaft m.b.H. traten im Geschäftsverkehr

mit den Beklagten neben ihren eigentlichen Firmenbezeichnungen noch als „Ö*-Baumaschinen und Fördergeräte

Gesellschaft m.b.H. i.V.“, „K* Ö*, Gesellschaft m.b.H. & Co KG i.V., Baumaschinen-Fördergeräte“, „K* Ö*

Gesellschaft m.b.H. & Co Kommanditgesellschaft“ „K* Ö* Gesellschaft m.b.H. & Co KG, Abteilung Baumaschinen-

Industrie“, „K* Ö* Gesellschaft m.b.H. & Co KG i.V., Abteilung Baumaschinen“ und Ö*. B u. F Gesellschaft m.b.H.-K.Ö.-

GesmbH & Co KG“ auf. Sie benützten aber auch die dem derzeitigen Handelsregistereinstand entsprechenden

Firmenbezeichnungen.

Der Kontostand des Beklagten bei der klagenden Partei betrug zum 1. Jänner 1973 S 57.957,–. Der Beklagte füllte den

Zahlungsbeleg vom 4. Mai 1973 dahin aus, daß als Empfänger die Firma K* Ö*, Baumaschinen, *, als Kontonummer

Creditanstalt-Bankverein * und als Verwendungszweck genannt wurde „Saldo per 31. Dezember 1972 S 57.957 –

(minus) unsere Gegenrechnung vom 27. Mai 1970 (Vergleich laut Schreiben vom 5. November 1970 S 12.250)“.

Zahlungen des Beklagten auf das Konto Nr. * (Firma Ö* Baumaschinen und Fördergeräte Gesellschaft m.b.H.) vom

2. Juli 1974 und 28. Juli 1975, die aber die klagende Partei betrafen, wurden von dieser anerkannt.

Das Berufungsgericht erkannte nach dieser Sachlage im Gegensatz zum Erstgericht der Zahlung von S 45.707,–

schuldbefreiende Wirkung gegenüber der klagenden Partei zu, weil diese Zahlung des Beklagten, wenn schon nicht

überhaupt an den Gläubiger selbst, so zumindest an eine als sein Machthaber anzusehende Firma gerichtet war und

daher zu ihren Lasten anzuerkennen sei. Der Beklagte habe seine Absicht, den oLenen Rechnungsbetrag der

klagenden Partei zu bezahlen, unmißverständlich zum Ausdruck gebracht. Die von ihm gewählte Bezeichnung des

Empfängers passe weder auf die klagende Partei noch auf die Firma Ö* Baumaschinen und Fördergeräte

Gesellschaft m.b.H. Die bei der Bank eingetroLene Zahlung habe sohin nicht ohne weiteres erkennen lassen, ob sie

der klagenden Partei oder einer anderen Firma zuRießen sollte. Der in Personalunion alle beteiligten Firmen allein

vertretende und repräsentierende K* Ö* oder die von ihm dazu für beide Firmen tätige und bevollmächtigte I* R*

hätten sohin an Hand des Beleges entscheiden müssen, in welcher ihrer verschiedenen Firmen der eingegangene

Betrag zum verbuchen sei, wie dies auch in einigen anderen Fällen so gehandhabt worden sei. Es widerspreche im

vorliegenden Fall jeder Übung des redlichen Verkehres und verstoße gegen Treu und Glauben, wenn K* Ö* oder I* R*

unter Ausnützung einer unexakten Ausfüllung des Zahlungsbeleges, Benützung einer falschen Kontonummer und

eines Irrtums des Beklagten über das Vorhandensein mehrerer Firmen das Recht eingeräumt würde, nach Vorlage der

Verständigung der Bank vom Eingang des strittigen Betrages nach eigenem Gutdünken entscheiden zu können, in

welcher der von ihnen vertretenen Firmen sie diese Zahlung als Eingang anerkennen. Diese sei dort zu vereinnahmen

gewesen, wohin sie gemeint und gerichtet gewesen seien. Dies unter Berücksichtigung der für einen Außenstehenden

nicht ohne weiteres sofort entwirrbaren Verquickung der beiden Firmen, die sich in den immer wieder geringfügig

wechselnden Firmenbezeichnungen und der gemeinsamen Betriebsorganisation widerspiegle und die im Dritten

durchaus das Bild entstehen lassen konnten, es handle sich in Wahrheit nur um eine einzige Firma, die eben in

verschiedenen Abteilungen und Bezeichnungen auftrete. Es sei nach der Lehre vom äußeren Tatbestand

gerechtfertigt, jeder der beiden Firmen für derartige Fälle jeweils als Machthaber der anderen Firma aufzufassen. Der

Beklagte habe gemäß § 1415 ABGB Anspruch darauf, daß seine Zahlung nicht auf eine längst verjährte und von allen

Anfang bestrittene und dubiose alte Forderung der einen Firma angerechnet würde, wenn er eindeutig unbestrittene

oLene Forderungen der anderen Firma bezahlen wollte, wenngleich er eine falsche Kontonummer gewählt und den

Zahlungsbeleg ungenau ausgefüllt habe. Die klagende Partei müsse sich sohin gemäß §§ 1415, 1424 ABGB die strittige

Zahlung anrechnen lassen. Dem wurde auch der Zuspruch von Stufenzinsen angepaßt.Das Berufungsgericht erkannte

nach dieser Sachlage im Gegensatz zum Erstgericht der Zahlung von S 45.707,– schuldbefreiende Wirkung gegenüber

der klagenden Partei zu, weil diese Zahlung des Beklagten, wenn schon nicht überhaupt an den Gläubiger selbst, so

zumindest an eine als sein Machthaber anzusehende Firma gerichtet war und daher zu ihren Lasten anzuerkennen sei.

Der Beklagte habe seine Absicht, den oLenen Rechnungsbetrag der klagenden Partei zu bezahlen, unmißverständlich

zum Ausdruck gebracht. Die von ihm gewählte Bezeichnung des Empfängers passe weder auf die klagende Partei noch
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auf die Firma Ö* Baumaschinen und Fördergeräte Gesellschaft m.b.H. Die bei der Bank eingetroLene Zahlung habe

sohin nicht ohne weiteres erkennen lassen, ob sie der klagenden Partei oder einer anderen Firma zuRießen sollte. Der

in Personalunion alle beteiligten Firmen allein vertretende und repräsentierende K* Ö* oder die von ihm dazu für

beide Firmen tätige und bevollmächtigte I* R* hätten sohin an Hand des Beleges entscheiden müssen, in welcher ihrer

verschiedenen Firmen der eingegangene Betrag zum verbuchen sei, wie dies auch in einigen anderen Fällen so

gehandhabt worden sei. Es widerspreche im vorliegenden Fall jeder Übung des redlichen Verkehres und verstoße

gegen Treu und Glauben, wenn K* Ö* oder I* R* unter Ausnützung einer unexakten Ausfüllung des Zahlungsbeleges,

Benützung einer falschen Kontonummer und eines Irrtums des Beklagten über das Vorhandensein mehrerer Firmen

das Recht eingeräumt würde, nach Vorlage der Verständigung der Bank vom Eingang des strittigen Betrages nach

eigenem Gutdünken entscheiden zu können, in welcher der von ihnen vertretenen Firmen sie diese Zahlung als

Eingang anerkennen. Diese sei dort zu vereinnahmen gewesen, wohin sie gemeint und gerichtet gewesen seien. Dies

unter Berücksichtigung der für einen Außenstehenden nicht ohne weiteres sofort entwirrbaren Verquickung der

beiden Firmen, die sich in den immer wieder geringfügig wechselnden Firmenbezeichnungen und der gemeinsamen

Betriebsorganisation widerspiegle und die im Dritten durchaus das Bild entstehen lassen konnten, es handle sich in

Wahrheit nur um eine einzige Firma, die eben in verschiedenen Abteilungen und Bezeichnungen auftrete. Es sei nach

der Lehre vom äußeren Tatbestand gerechtfertigt, jeder der beiden Firmen für derartige Fälle jeweils als Machthaber

der anderen Firma aufzufassen. Der Beklagte habe gemäß Paragraph 1415, ABGB Anspruch darauf, daß seine Zahlung

nicht auf eine längst verjährte und von allen Anfang bestrittene und dubiose alte Forderung der einen Firma

angerechnet würde, wenn er eindeutig unbestrittene oLene Forderungen der anderen Firma bezahlen wollte,

wenngleich er eine falsche Kontonummer gewählt und den Zahlungsbeleg ungenau ausgefüllt habe. Die klagende

Partei müsse sich sohin gemäß Paragraphen 1415, 1424, ABGB die strittige Zahlung anrechnen lassen. Dem wurde

auch der Zuspruch von Stufenzinsen angepaßt.

Im Belange der Nichtberücksichtigung des Aufrechnungsbetrages von S 12.250,– beließ es das Berufungsgericht bei

der diesbezüglichen Stattgebung des Klagebegehrens.

Die klagende Partei bekämpft das berufungsgerichtliche Urteil insoweit, als darin das Ersturteil hinsichtlich eines

Klagsteilbetrages von S 45.707,– s.A. abgeändert und diesbezüglich das Klagebegehren abgewiesen wurde. Geltend

gemacht werden die Revisionsgründe der Mangelhaftigkeit des Berufungsverfahrens und der unrichtigen rechtlichen

Beurteilung der Sache mit den Revisionsanträgen, das angefochtene Urteil abzuändern und das erstgerichtliche Urteil

wieder-herzustellen, in eventu das Berufungsurteil „im angefochtenen Umfange aufzuheben und zur ergänzenden

Verhandlung und neuerlichen Entscheidung zurückzuverweisen.“

Die beklagte Partei beantragt, der Revision nicht Folge zu geben.

Rechtliche Beurteilung

Die Revision ist nicht berechtigt.

Erfüllung im Sinne des § 1424 ABGB ist grundsätzlich nur die Leistung des Schuldners an den Gläubiger. Die Leistung an

einen anderen als den Gläubiger befreit den Schuldner nur dann, wenn dieser Vertreter oder ermächtigte

Empfangsperson des Gläubigers ist, oder wenn der Gläubiger den Schuldner ermächtigt hat, an einen Dritten zu leisten

(vgl. Koziol-Welser, Grundriß4 I, 217).Erfüllung im Sinne des Paragraph 1424, ABGB ist grundsätzlich nur die Leistung

des Schuldners an den Gläubiger. Die Leistung an einen anderen als den Gläubiger befreit den Schuldner nur dann,

wenn dieser Vertreter oder ermächtigte Empfangsperson des Gläubigers ist, oder wenn der Gläubiger den Schuldner

ermächtigt hat, an einen Dritten zu leisten vergleiche Koziol-Welser, Grundriß4 römisch eins, 217).

Das Berufungsgericht ist bei seiner rechtlichen Beurteilung unter anderem auch davon ausgegangen, daß die

beteiligten Unternehmen mit verwechslungsfähigen Firmen und Bezeichnungen aufgetreten seien und durch die

Union in den Personen des gemeinsamen Geschäftsführers und der Leiterin der Buchhaltung ein äußerer Tatbestand

gesetzt worden sei, der den Schutz des Beklagten zum Nachteil der klagenden Partei als der Vertretenen rechtfertige,

weil der Anschein für die Vollmacht gesprochen habe und dieser Schein von der Vertretenen gesetzt worden sei, gegen

die er jetzt wirken solle. Der Revision kann Berechtigung insoferne nicht abgesprochen werden, als sie darauf hinweist,

daß der festgestellte äußere Erklärungstatbestand auf Seiten der klagenden Partei für sich allein noch kein Verhalten

aufzeigt, das den Schluß auf das Vorliegen einer stillschweigenden gegenseitigen rechtsgeschäftlichen

Bevollmächtigung der beteiligten Handelsgesellschaften im Sinne des § 863 ABGB annehmen ließe. Die
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diesbezüglichen Feststellungen des Berufungsgerichtes sind aber doch im Zusammenhang mit seiner AuLassung von

Bedeutung, daß der Beklagte erkennbar und eindeutig die klagsgegenständliche Rechnung tilgen wollte und an den

richtigen Gläubiger geleistet hat, weil er unmißverständlich und deutlich auf dem Zahlungsbeleg anführte, daß er den

nur bei der klagenden Partei in Höhe von S 57.957,– (Stand 1. Jänner 1973) bestehenden Debetsaldo bereinigen wolle.

Die Tatsache der Zahlung an die Inhaberin des im Aufgabeschein angeführten Kontos war daneben schon deshalb

unschlüssig, weil die Forderung ihrer Rechtsvorgängerin, der Firma „K* Ö*, Baumaschinen“ einen Vorfall betraf, aus

dem der Beklagte eine ihm treLende ZahlungsverpRichtung ablehnte und nur selbst eine Forderung ableitete. Schon

auf dem Zahlungsbeleg wurde vom Beklagten eindeutig klargelegt, daß er eine Forderung der „Firma Ö*,

Baumaschinen und Fördergeräte, Gesellschaft m.b.H.“, die zudem betragsmäßig überhaupt nicht mit dem eingezahlten

Betrag übereinstimmte, nicht bezahlen wollte. Es kann daher dahingestellt bleiben, ob es sich bei dieser Forderung um

eine verjährte handelte, wie dies die Untergerichte angenommen haben. Durch die Anführung der Firma „K* Ö*,

Baumaschinen“ auf dem Zahlungsbeleg ist aber der Erklärungswert der Kontonummer, auf die die Zahlung erfolgt,

noch weiter herabgesetzt worden. Es kann daher der AuLassung des Berufungsgerichtes beigepRichtet werden, daß in

einem solchen Fall im Hinblick auf die bestehende weitgehende wirtschaftliche und organisatorische VerRechtung und

Personalunion in sinngemäßer Anwendung der Regeln der § 1415 und 1416 ABGB nach den Grundsätzen von Treu

und Glauben eine VerpRichtung bestand, die eingehende Zahlung nach dem eindeutig erkennbaren Zahlungszweck

zuzuordnen, demzufolge die Zahlung auf jene Verbindlichkeit erfolgte, die vom Schuldner erkennbar allein als oLen

bezeichnet wurde.Das Berufungsgericht ist bei seiner rechtlichen Beurteilung unter anderem auch davon

ausgegangen, daß die beteiligten Unternehmen mit verwechslungsfähigen Firmen und Bezeichnungen aufgetreten

seien und durch die Union in den Personen des gemeinsamen Geschäftsführers und der Leiterin der Buchhaltung ein

äußerer Tatbestand gesetzt worden sei, der den Schutz des Beklagten zum Nachteil der klagenden Partei als der

Vertretenen rechtfertige, weil der Anschein für die Vollmacht gesprochen habe und dieser Schein von der Vertretenen

gesetzt worden sei, gegen die er jetzt wirken solle. Der Revision kann Berechtigung insoferne nicht abgesprochen

werden, als sie darauf hinweist, daß der festgestellte äußere Erklärungstatbestand auf Seiten der klagenden Partei für

sich allein noch kein Verhalten aufzeigt, das den Schluß auf das Vorliegen einer stillschweigenden gegenseitigen

rechtsgeschäftlichen Bevollmächtigung der beteiligten Handelsgesellschaften im Sinne des Paragraph 863, ABGB

annehmen ließe. Die diesbezüglichen Feststellungen des Berufungsgerichtes sind aber doch im Zusammenhang mit

seiner AuLassung von Bedeutung, daß der Beklagte erkennbar und eindeutig die klagsgegenständliche Rechnung

tilgen wollte und an den richtigen Gläubiger geleistet hat, weil er unmißverständlich und deutlich auf dem

Zahlungsbeleg anführte, daß er den nur bei der klagenden Partei in Höhe von S 57.957,– (Stand 1. Jänner 1973)

bestehenden Debetsaldo bereinigen wolle. Die Tatsache der Zahlung an die Inhaberin des im Aufgabeschein

angeführten Kontos war daneben schon deshalb unschlüssig, weil die Forderung ihrer Rechtsvorgängerin, der Firma

„K* Ö*, Baumaschinen“ einen Vorfall betraf, aus dem der Beklagte eine ihm treLende ZahlungsverpRichtung ablehnte

und nur selbst eine Forderung ableitete. Schon auf dem Zahlungsbeleg wurde vom Beklagten eindeutig klargelegt, daß

er eine Forderung der „Firma Ö*, Baumaschinen und Fördergeräte, Gesellschaft m.b.H.“, die zudem betragsmäßig

überhaupt nicht mit dem eingezahlten Betrag übereinstimmte, nicht bezahlen wollte. Es kann daher dahingestellt

bleiben, ob es sich bei dieser Forderung um eine verjährte handelte, wie dies die Untergerichte angenommen haben.

Durch die Anführung der Firma „K* Ö*, Baumaschinen“ auf dem Zahlungsbeleg ist aber der Erklärungswert der

Kontonummer, auf die die Zahlung erfolgt, noch weiter herabgesetzt worden. Es kann daher der AuLassung des

Berufungsgerichtes beigepRichtet werden, daß in einem solchen Fall im Hinblick auf die bestehende weitgehende

wirtschaftliche und organisatorische VerRechtung und Personalunion in sinngemäßer Anwendung der Regeln der

Paragraph 1415 und 1416 ABGB nach den Grundsätzen von Treu und Glauben eine VerpRichtung bestand, die

eingehende Zahlung nach dem eindeutig erkennbaren Zahlungszweck zuzuordnen, demzufolge die Zahlung auf jene

Verbindlichkeit erfolgte, die vom Schuldner erkennbar allein als offen bezeichnet wurde.

Das auch nicht vom Vorliegen einer Duldungsvollmacht gesprochen werden kann, weil erst später in ähnlicher Weise

fehladressierte Zahlungen doch der klagenden Partei zugeleitet wurden, ist demnach nicht von wesentlicher

Bedeutung.

Insoweit die Revisionswerberin die Feststellungen des angefochtenen Urteiles über die Funktionen des

Geschäftsführers K* Ö* und der Leiterin des Rechnungswesens bei den beteiligten Handelsgesellschaften unter den

Gesichtspunkten, des § 503 Z 2 ZPO bekämpft, ist hinsichtlich des diesbezüglich erhobenen Vorwurfes der

Unterlassung ergänzender Vernehmungen darauf hinzuweisen, daß es zu der im Revisionsverfahren unanfechtbaren

https://www.jusline.at/gesetz/zpo/paragraf/503


Beweiswürdigung gehört, wenn das Berufungsgericht der Ansicht ist, daß weitere Beweise an dem festgestellten

Sachverhalt nichts ändern könnten (so 2 Ob 683/54, 7 Ob 209/55 u.v.a., zuletzt etwa 7 Ob 639/76). Das

Berufungsgericht muß zudem keine allgemeine Beweiswürdigung durchführen, wenn es ergänzende Feststellungen

triLt und im übrigen die Feststellungen des Erstgerichtes übernimmt. In diesem Falle genügt es, jene Beweise zu

ergänzen, welche die Grundlage der zusätzlichen Feststellungen bilden (EvBl 1972/378). Da die teilweise

Beweiswiederholung u.a. zur Frage erfolgte, wer die Buchhaltung für die beiden Firmen leitete und welche Widmungen

auf dem Zahlungsbeleg vom 4. Mai 1973 aufschienen, kann sich die klagende Partei auch nicht dadurch für beschwert

erachten, daß sie in diesem Zusammenhang vom Berufungsgericht mit einer bisher nicht erörterten RechtsauLassung

überrascht worden wäre.Insoweit die Revisionswerberin die Feststellungen des angefochtenen Urteiles über die

Funktionen des Geschäftsführers K* Ö* und der Leiterin des Rechnungswesens bei den beteiligten

Handelsgesellschaften unter den Gesichtspunkten, des Paragraph 503, ZiLer 2, ZPO bekämpft, ist hinsichtlich des

diesbezüglich erhobenen Vorwurfes der Unterlassung ergänzender Vernehmungen darauf hinzuweisen, daß es zu der

im Revisionsverfahren unanfechtbaren Beweiswürdigung gehört, wenn das Berufungsgericht der Ansicht ist, daß

weitere Beweise an dem festgestellten Sachverhalt nichts ändern könnten (so 2 Ob 683/54, 7 Ob 209/55 u.v.a., zuletzt

etwa 7 Ob 639/76). Das Berufungsgericht muß zudem keine allgemeine Beweiswürdigung durchführen, wenn es

ergänzende Feststellungen triLt und im übrigen die Feststellungen des Erstgerichtes übernimmt. In diesem Falle

genügt es, jene Beweise zu ergänzen, welche die Grundlage der zusätzlichen Feststellungen bilden (EvBl 1972/378). Da

die teilweise Beweiswiederholung u.a. zur Frage erfolgte, wer die Buchhaltung für die beiden Firmen leitete und welche

Widmungen auf dem Zahlungsbeleg vom 4. Mai 1973 aufschienen, kann sich die klagende Partei auch nicht dadurch

für beschwert erachten, daß sie in diesem Zusammenhang vom Berufungsgericht mit einer bisher nicht erörterten

Rechtsauffassung überrascht worden wäre.

Da der Beklagte nach den dargelegten besonderen Umständen des vorliegenden Falles die schuldbefreiende Wirkung

seiner Zahlung von S 45.707,– s. A. gegenüber der klagenden Partei in Anspruch nehmen kann, muß der Revision ein

Erfolg versagt bleiben.

Die Entscheidung über die Kosten des Revisionsverfahrens gründet sich auf die §§ 41, 50 ZPO.Die Entscheidung über

die Kosten des Revisionsverfahrens gründet sich auf die Paragraphen 41, 50, ZPO.
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